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Jürgen Rose

Primat des Gewissens
D as Bundesverwaltungsgericht bricht eine Lanze
für den gewissenhaften »Staatsbürger in Uniform«

an ist geneigt, eine Träne der Verzweiflung
zu weinen, in der das S alz des Ärgers die

Feuchtigkeit der Anteilnahme zu verkru sten droht,
angesichts der Melange aus Dreistigkeit und Igno-
ranz, mit welcher gewisse Protagonisten aus der
rechtskonservativen Ecke der so genannten »Strate-
gic Community« den Freispruch des Bunde swehr-
maj ors Florian Pfaff vom Vorwurf der Gehorsams-
verweigerung kommentieren, den der 2 . Wehr-
dienstsenat des Bundesverwaltungsgerichts in
Leipzig gefällt hat. Soweit b ekannt, handelt e s sich
b ei j enem Soldaten um den einzigen in den ge-
samten deutschen Streitkräften, der den Mut aufge-
bracht hat, sich B efehlen zu widersetzen, durch de-
ren Ausführung er sich wissentlich an dem von den
USA und Großbritannien angezettelten Angriffs-
krieg gegen den Irak b eteiligt hätte .

Kernsätze der nun vorliegenden ausführlichen
Urteilsb egründung:

»D er Soldat musste nicht damit rechnen, dass die
an Recht und Ge setz (Art. 2 0 Ab s . 3 GG) und damit
auch an das geltende Völkerrecht gebundene Re-
gierung der Bundesrepublik D eutschland im Zu-
sammenhang mit einem Krieg, gegen den gravie-
rende völkerrechtliche B edenken b estehen, mi-
litärische Unterstützungsleistungen zugunsten der
USA und ihrer Verbündeten b eschließen und er-
bringen würde und dass in diesem Kontext des
Irak-Kriege s die nicht auszuschließende Möglich-
keit b estand , dass er mit seiner konkreten dienstli-
chen Tätigkeit in solche Unterstützungshandlun-
gen verstrickt würde . . . . Auf die ser Grundlage for-
mulierte der Soldat für sich die Schlussfolgerung,
er sei nicht nur >rechtlich, sondern auch moralisch
verpflichtet, nach Kräften p assiv und aktiv für die
Wiederherstellung de s Rechts und eine B eendi-
gung der B eteiligung der Bundesrepublik D eutsch-
land an der mörderischen B e setzung de s Irak
durch die USA (und andere) einzutreten <. D er
daraus resultierende Gewissenskonflikt ist in sich
schlüssig und damit nachvollziehb ar. . . . Der Soldat
hat hier die ihm erteilten b eiden B efehle nicht au s-
geführt, die er aus verfassungsrechtlichen Grün-
den nicht auszuführen brauchte , weil er aufgrund
der Schutzwirkung de s Grundrechts der Freiheit
de s Gewissens (Art. 4 Ab s . 1 GG) einen Anspruch
darauf hatte , dass ihm durch seine zu ständigen Vor-
ge setzten eine gewissenschonende Handlungsal-
ternative zur Verfügung ge stellt wird . . . . Sein Ver-
halten lässt im Übrigen keinerlei Rückschlüsse auf

ein mangelhaftes und unzureichende s Pflichten-
verständnis o der auf eine fehlende Gesetze s- und
Rechtstreue zu . «

Mit ihrem unmissverständlichen, glasklar for-
mulierten, konziser Rechtsauslegung folgenden
Urteil hab en die Leipziger Richter der rot-grünen
Bundesregierung, der Bunde swehrführung sowie
der amerikahörigen NATO-Kamarilla und allen b el-
lizistischen Gernegroßen eine schallende Ohrfeige
erteilt. Kaum verwunderlich setzte umgehend hef-
tigste Urteilsschelte ein . Üb erraschend allerdings
die Niveaulo sigkeit der von keinerlei S achkenntnis
getrübten Anwürfe .

»Schlagende Bestätigung«

So gab der ehemalige Verteidigungsminister
und vielzitierte Verfassungsrechtler Prof. Dr. Ru-
pert Scholz zu Protokoll, dass e s nicht die Aufgabe
eines Soldaten wäre , zu b ewerten, ob ein Krieg völ-
kerrechtswidrig wäre und ob er deshalb die Au s-
führung b estimmter B efehle verweigern dürfte .
Gerade B erufssoldaten wären dem existenznot-
wendigen Prinzip von B efehl und Gehorsam ver-
pflichtet. Und deshalb könnte es nicht sein, dass
Rechtsfragen Gegenstand einer Gewissensent-
scheidung de s Soldaten würden mit der Maßgab e ,
dass der den B efehl verweigern könnte . Diese Ein-
lassungen sind schon deshalb erstaunlich, weil b e-
reits j edem Rekruten zu B eginn seiner Grundau s-
bildung b eigebracht wird , dass er B efehle , durch
die eine Straftat b egangen würde , gar nicht b efol-
gen darf ( § 1 1 Soldatenge setz) . Dieser Ge setzesauf-
lage kann ein Soldat selb stverständlich nur nach-
kommen, wenn er die Rechtmäßigkeit von B efeh-
len prüft, b evor er sie ausführt.

D ass einem ehemaligen Inhab er der B efehls-
und Kommandogewalt üb er die Bundeswehr der-
artige s wehrrechtliches B asiswissen offenb ar
nicht präsent ist, kann den M aj or Pfaff in seiner Hal-
tung nur schlagend b e stätigen .

»Je ranghöher, desto gewissenloser«

D en Vogel ab er scho ss sicherlich der Vorsitzen-
de des D eutschen Bundeswehr-Verb andes und no-
tab ene Volljurist, Ob erst B ernhard Gertz, ab , als er
allen Ernste s zum B esten gab , man müsse hinsicht-
lich der Gewissensfreiheit für Soldaten »unter-
scheiden zwischen Wehrpflichtigen und Zeit- so-
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wie B erufssoldaten, für den B erufssoldaten gälte
eine deutlich stärkere Pflichtenbindung. «

Je höher Status und B esoldung, desto gewissen-
lo ser die Haltung, muss man daraus wohl folgern .
Konsequenterweise fordert Gertz denn auch eine
Einschränkung der Gewissensfreiheit für Solda-
ten, die gefälligst dort ihre Grenzen finden müsse ,
wo die Einsatzfähigkeit der Bundeswehr b etroffen
sei . Gottlob ab er obliegt hierzulande die Recht-
sprechung immer no ch Richtern in Rob en und
nicht Schwadroneuren in Uniform ! Und mit ihrem
Urteil in der C ausa Pfaff hab en j ene sicherlich ei-
nen Meilenstein gesetzt, was die Sicherung demo-
kratischer Grundrechte für die Staatsbürger in Uni-
form angeht, die alltäglich einem strikt hierar-
chisch strukturierten militärischen Zwangs-, Diszi-
plin- und Gewaltsystem unterworfen sind .

Weiter Ermessensspielraum

Au s der Analyse der umfangreichen schriftli-
chen Urteilsb egründung ragen drei Themenfelder
hervor, denen sich die Richter sehr intensiv wid-
men :

Zum einen nehmen sie eine völkerrechtliche B e-
urteilung de s Irak-Krieges sowie der hierfür er-
brachten Unterstützungsleistungen durch die Bun-
desrepublik D eutschland vor.

Zum anderen legen sie umfassend die Grenzen
der im Soldatengesetz niedergelegten Gehorsams-
pflicht dar und b egründen deren Verhältnis zur
grundgesetzlich verbrieften Gewissensfreiheit.

Und schließlich definieren sie die prozeduralen
Kriterien, wie im Sinne der Inneren Führung gene-
rell in Fällen zu verfahren ist, in denen Soldaten in
Gewissenskonflikte geraten sind und sich de shalb
weigern, be stimmte B efehle au szuführen .

Wer nun gehofft hatte , das Gericht würde den
Irak-Krieg eindeutig als völkerrechts- und verfas-
sungswidrig brandmarken und dem Maj or b eschei-
nigen, er wäre zur Gehorsamsverweigerung ge-
mäß Soldatengesetz verpflichtet gewe sen, mag ent-
täuscht sein . D azu b e steht indes kein Anlass . D enn
mit einer solchen Entscheidung hätte das Gericht
lediglich die b estehende Rechtslage be stätigt und
den Handlungsspielraum von Soldaten zur Gehor-
samsverweigerung einzig auf die Fälle einge-
schränkt, wo die Völkerrechtswidrigkeit eine s
Kriege s für j edermann eindeutig erkennb ar und
unumstritten wäre . Mit der nun getroffenen Ent-
scheidung ab er erweitern die Richter den Ermes-
sensspielraum die sbezüglich erheblich, nämlich
bereits auf all die Fälle , wo auch nur Zweifel an der
Rechtmäßigkeit einer militärischen Intervention
be stehen . Wenn in einem solchen Fall ein Soldat in
einen Gewissenskonflikt gerät und die sen ernst-
haft und glaubwürdig darlegen kann, braucht er
B efehlen nicht zu gehorchen, durch deren Au sfüh-
rung er in j ene Aktionen innerhalb rechtlicher
Grauzonen verwickelt würde .

Und die Grauzone definiert das Gericht sehr
weit, indem es nämlich die Legitimität militäri-
scher Gewaltanwendung strikt auf die in der UN-
Charta vorge sehenen Fälle (Kap . VII und Art. 5 1 )
b egrenzt : »Ein Staat, der sich – aus welchen Grün-
den auch immer – ohne einen solchen Rechtferti-
gungsgrund üb er das völkerrechtliche Gewaltver-
b ot der UN-Charta hinwegsetzt und zur militäri-
schen Gewalt greift, handelt völkerrechtswidrig .
Er b egeht eine militärische Aggression . « Und , so
das Gericht weiter im Hinblick auf die deutschen
Unterstützungsleistungen für das anglo amerikani-
sche Völkerrechtsverbrechen am Golf: »Eine B eihil-
fe zu einem völkerrechtlichen D elikt ist selb st ein
völkerrechtliches D elikt. «

Atemberaubende Implikationen

D arüb er hinau s legen die Bunde sverwaltungs-
richter konzis die B e stimmungen des V. Haager Ab-
kommen von 1 9 07 dar, wo die Pflicht eine s nicht an
einem b ewaffneten Konflikt zwischen anderen
Staaten b eteiligten Staates zur Neutralität ko difi-
ziert ist. D as in der D eb atte um den Irak-Krieg kaum
j e erwähnte völkerrechtliche Abkommen, welche s
allerdings b ereits 1 9 9 2 Eingang in die vom Bundes-
ministerium der Verteidigung erlassene Zentrale
Dienstvorschrift 1 5/2 gefunden hatte , birgt Impli-
kationen, die im Rückblick auf die Geschehnisse
des Jahre s 2 0 0 3 nachgerade atemb eraub end er-
scheinen :

8 Die Bunde srepublik D eutschland hätte sich al-
lenfalls auf der Seite de s Opfers – also des Iraks
– an dem militärischen Konflikt b eteiligen dür-
fen, keinesfalls an der Seite de s Aggressors USA.

8 D a sie dies nicht getan hat, war sie zur Neutra-
lität verpflichtet und durfte auf ihrem Territori-
um keine der Konfliktp arteien unterstützen .

8 Verb oten war de shalb die Nutzung deutschen
Territoriums (inklusive des Luftraums dar-
über) für Truppen- und Versorgungstransporte
j eder Art sowie die Nutzung j eglicher auf deut-
schem B oden b efindlichen Kommunikations-
und Führungsinfrastruktur durch die kriegfüh-
renden Streitkräfte .

8 Die Bundesrepublik D eutschland wäre ver-
pflichtet gewe sen, aktiv gegen j ede Neutra-
litätsverletzung tätig zu werden, um diese
zurückzuweisen – notfalls mit Gewalt.

8 Die amerikanischen und britischen Streitkräf-
te , die sich in D eutschland befanden, hätten
daran gehindert werden mü ssen, an den
Kampfhandlungen im Irak teilzunehmen; nach
B eginn des Krieges hätten sie interniert wer-
den müssen .

8 Aus dem Irak-Krieg zurückkehrende Soldaten
der Verbündeten, die sich aktiv an Kampfhand-
lungen b eteiligt hatten, hätten verhaftet wer-
den müssen .
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Aus ihrer Analyse der Völkerrechtslage leiten die
Leipziger Richter »gravierende völkerrechtliche
B edenken« sowohl gegen den Irak-Krieg selb st als
auch gegen die hierfür erbrachten Unterstützungs-
leistungen durch die Bunde srepublik D eutschland
ab .

Aufgrund die ser S achlage konnte das Gericht
dann die ernsthafte Gewissensnot des Maj ors Pfaff
nachvollziehen und vorb ehaltlo s anerkennen . Und
weil in solchen Konfliktsituationen die in Artikel 4
Ab satz 1 Grundge setz garantierte Gewissensfrei-
heit ab soluten Vorrang – auch vor der Funktion-
stüchtigkeit und Einsatzb ereitschaft der Bunde s-
wehr – hat, durfte dieser den Gehorsam verwei-
gern : »Im Konflikt zwischen Gewissen und Rechts-
pflicht ist die Freiheit des Gewissens >unverletz-
lich <« , konstatierte das Gericht. D e shalb po stulier-
ten die Richter, hätte Soldat Pfaff einen Rechtsan-
spruch auf Herstellung »praktischer Konkordanz«
zwischen der B eachtung seines unveräußerlichen
Grundrechts auf Gewissensfreiheit einerseits und
den Erfordernissen de s militärischen Dienstbetrie-
b es andererseits b ese ssen .

Konkret b edeutete die s, dass ihm seine zuständi-
gen Vorge setzten eine gewissenschonende Hand-
lungsalternative hätten zur Verfügung stellen mü s-
sen . Hierin liegt schlussendlich der Grund dafür,
dass er weder degradiert no ch gar aus dem Dienst-
verhältnis entfernt werden durfte , sondern mittler-
weile an das S anitätsamt der Bunde swehr nach
München versetzt wurde , wo er weiterhin seiner
»Pflicht zum treuen Dienen« nachkommt – frei
nach der Maxime von Hans Scholl, dem Protagonis-
ten der »Weißen Ro se« : »E s leb e die (Gewissens-)
Freiheit ! «

Jürgen Rose ist Diplo m-Pädagoge und Berufsoffi-
zier der Bundeswehr im Range eines Oberstleu t-
nan ts. Als »Staa tsbürger in Un iform« n imm t er m it
diesem Beitrag sein Grundrech t a uf freie Mei-
n ungsä ußerung wahr, a uch (und gerade) wenn
sich diese Mein ung n ich t m it der der politisch en
und m ilitärischen Führung der Bundeswehr de-
cken dürfte.

Peter Bürger

Frühkirchlicher Pazifismus
und »gerechter Krieg«
Dreihundert Jahre Gewaltfreiheit

ewiss mü sste der unvoreingenommene
Historiker von einem fremden Stern b eim

Studium der Zivilisation ab dem 4 . Jahrhundert
nach Christus zu der Überzeugung kommen, der so
genannte christliche Kulturkreis hab e auf dem Pla-
neten Erde – wenn auch im Kontrast zu seiner
verehrten Offenb arungsurkunde – das Kriegs-
handwerk und die Technologie für Massenmorde
zur hö chsten Perfektion gesteigert.

Von den Ursprüngen her ist es dem Christentum
j edo ch nicht in die Wiege gelegt worden, dass es
einmal zur ideologischen B egleitmusik für eine
kriegerische Zivilisation verkommen würde . Die
Aussagen de s Neuen Te staments üb er das Pro-
gramm Roms lassen auf eine klare Analyse des räu-
b erischen Imperiums und der so genannten Pax
Romana schließen .

1 )

In großer Einmütigkeit bezeu-
gen dann kirchliche Schriftsteller der ersten drei
Jahrhunderte eine Unvereinb arkeit zwischen dem
christlichen Glaub en und dem Kriegshandwerk.

2)

(Gegenteilige B elege aus Theologie und Kirchen-
ordnung lassen sich nicht anführen !)

In zahlreichen Kirchengeschichten werden die
B efunde , so sie üb erhaupt Erwähnung finden, bis
heute mit fadenscheinigen Argumenten abgekan-
zelt. Vornehmlich sei e s b ei der frühchristlichen
Kriegsdienstverweigerung um heidnische Riten,
religiö sen Kaiserkult, unzulässige Eide sformeln
etc . oder andererseits z . B . um ein falsch verstan-
denes Blut-Tabu b ezogen auf das allgemeine Prie s-
tertum der Christen gegangen . Tatsächlich ab er ha-
b en die frühen Kirchenväter eine fundierte Kritik
de s Krieges aus christlicher Sicht vorgelegt. Sie hal-
ten es für eine Ideologie , die Unantastb arkeit de s
menschlichen Leb ens im Zivilleb en zu b ehaupten
und sie im Krieg willkürlich für gegenstandslo s zu
erklären .

3 )

Sie entlarven den Zauber de s Militaris-

1 ) Vgl . zur b iblis che n Kritik de s Imp e riums : Kl aus We ngs t : Pax Ro m a-
n a. München 19 8 6

2 ) Vgl . d azu die hervo rragende Quelle ns ammlung, d er auch fas t alle
n achfolgenden Kirchenväterz itate entno mmen s ind : Tho m as
G erh ards (Hg . ) : Pazifis mus und Kriegs die nstve rwe igerung in der
frühen Kirche . – E ine Qu ellens ammlung . (Mit e ine r E inle itung
vo n Ko nrad Lübb e rt) . 6 . Aufl age . Münche n : Inte rn atio naler Ver-
s öhnungsbund – deuts cher Zwe ig 19 9 1 . E ine n Üb erblick zur
frühen Kirche und der nachfolgend en neu en Kriegsp raxis d es
Christentums b ie te t au ch der Kirche nkritike r: Karlheinz D e s ch-
ne r: Ab ermals krähte de r H ahn . Düss eldo rf-Wie n 19 8 0 , 49 3-52 3

3) In die s e r kritis chen Traditio n wird Blais e Pas c al s agen : »Gib t e s e t-
was Läche rlicheres , als d as s ein M ens ch d as Re cht hat, mich zu
tö ten, weil er j ens e its de s Was s ers wohnt und we il s e in Fürs t mit


